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Terminhinweise

Wiederholung
Donnerstag, 24. Juni, 9.30 Uhr, Rathaus, Kleiner Sitzungssaal

Stadträtin Regina Salzmann (SPD) begrüßt in Vertretung des Oberbürger-
meisters Tourismusschülerinnen und -schüler aus Münchens Schwester-
stadt Verona, die im Rahmen eines Europäischen Praktikantenaustausch-
programms derzeit bei diversen touristischen Einrichtungen in München
tätig sind.

Wiederholung
Donnerstag, 24. Juni, 17 Uhr, Saal des Alten Rathauses

20-Jahr-Feier der Landesarbeitsgemeinschaft der bayerischen Gleichstel-
lungsstellen (LAG). Nach der Begrüßung durch Michaela Pichlbauer, Leite-
rin der Münchner Gleichstellungsstelle, und Dr. Hiltrud Höreth, Gleichstel-
lungsbeauftragte der Stadt Aschaffenburg und Mitbegründerin der LAG,
sprechen Oberbürgermeister Christian Ude, Landrätin Johanna Rumschöt-
tel und Staatsministerin Christine Haderthauer Grußworte. Die Festrede
hält die Präsidentin des Bayerischen Landtags, Barbara Stamm. Im An-
schluss folgt ein Podiumsgespräch zum Thema „Frauen und Männer –
gleichberechtigt!?”. Für die musikalische Begleitung sorgen Die Wellküren.

Wiederholung
Donnerstag, 24. Juni, 18 Uhr, Rathaus, Großer Sitzungssaal

Stadträtin Sabine Nallinger (Bündnis 90/Die Grünen) spricht in Vertretung
des Oberbürgermeister Grußworte zur Verleihung der Preise des Wettbe-
werbs „Mehr Grün für München 2008/2009”.

Wiederholung
Donnerstag, 24. Juni, 19 Uhr,

Museum Villa Stuck, Prinzregentenstraße 60

Stadtrat Michael Leonhart (SPD) in Vertretung des Oberbürgermeisters,
Kulturreferent Dr. Hans-Georg Küppers und Michael Buhrs, Direktor Muse-
um Villa Stuck, sprechen zur Eröffnung der Ausstellungen „Uwe Lausen.
Ende schön alles schön” und „Mel Ramos. 50 Jahre Pop Art”. Der US-Ge-
neralkonsul Conrad Robert Tribble überbringt anlässlich der Ausstellungs-
eröffnung von „Mel Ramos” Grußworte. In den Ausstellungsräumen zu
„Uwe Lausen” findet um 20 Uhr eine Einführung durch die Kuratorinnen
Selima Niggl und Dr. Pia Dornacher  statt. Mel Ramos hält um 20.30 Uhr
eine Einführung für seine Ausstellung.
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Im Anschluss an die Eröffnungsveranstaltung lädt das Museum Villa Stuck
zum Sommerfest im Künstlergarten ein.
Achtung Redaktionen: Pressevorbesichtigung am Donnerstag, 24. Juni,
11 Uhr.

Sonntag, 27. Juni, 17 Uhr, Odeonsplatz

Oberbürgermeister Christian Ude spricht zum Griechisch-Bayerischen
Kulturtag 2010.

Montag, 28. Juni, 11 Uhr, Floßmannstraße 32

Stadtrat Dr. Josef Assal (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Eleonore
Abel im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Montag, 28. Juni, 12.30 Uhr, Falkenstraße 16

Stadtrat Nikolaus Gradl (SPD) gratuliert der Münchner Bürgerin Dr. Inge-
borg Kynast im Namen der Stadt zum 100. Geburtstag.

Montag, 28. Juni, 14 Uhr, Rathaus, Ratstrinkstube

Bürgermeister Hep Monatzeder spricht Grußworte zum Landesfinale Bay-
ern des Schülerwettbewerbs ecopolicyade. Beim bundesweiten Wettbe-
werb nehmen die Schülerinnen und Schüler am Computersimulationsspiel
„ecopolicy“ von Frederic Vester teil. Ziel des Spiel ist es, ein fiktives Land
so zu regieren, dass die Wechselwirkungen der Politik, Umwelt, Bildung,
Wirtschaft und der sozialen Verhältnisse in Einklang gebracht werden und
eine nachhaltige und lebenswerte Entwicklung des Landes ermöglichen:
Die Teilnehmer lernen spielerisch vernetzt und systemisch zu denken. Ge-
fördert wird der Wettbewerb unter anderem von BenE München®, Malik
Management und der Bundeszentrale für politische Bildung. Die Schirm-
herrschaft hat Oberbürgermeister Christian Ude übernommen. Die Witwe
von Frederic Vester, Anne Vester, ist als Gast anwesend.

Bürgerangelegenheiten

Mittwoch, 30. Juni, 19 Uhr,

Cafeteria des ASZ Schwabing-West, Eingang Hiltenspergerstraße 76

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West) mit
dem Vorsitzenden Dr. Walter Klein.
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Mittwoch, 30. Juni, 19.30 Uhr,

Cafeteria des ASZ Schwabing-West, Eingang Hiltenspergerstraße 76

Sitzung des Bezirksausschusses 4 (Schwabing-West).

Mittwoch, 30. Juni, 17.30 bis 19 Uhr,

BA-Büro, Seidlvilla, Nikolaiplatz 1 b

Bürgersprechstunde des Bezirksausschusses 12 (Schwabing - Freimann)
mit dem Vorsitzenden Werner Lederer-Piloty.

Meldungen

Wasserqualität der Münchner Badeseen

(23.6.2010) Sehr gute oder gute mikrobiologische Werte hat die Untersu-
chung der jüngsten Wasserproben der Münchner Badeseen ergeben. Am
Nordufer des Feldmochinger Sees und am Nordufer des Lerchenauer Sees
kam es zwar zu einer geringen Leitwertüberschreitung, aus hygienischer
Sicht jedoch ist das Baden an allen Münchner Seen (Fasanerie-See, Feld-
mochinger See, Langwieder See, Lerchenauer See, Luss-See, Regatta-See
und Regatta-Anlage) möglich. Die mikrobiologischen Werte wurden am
14. Juni erhoben.
Kontrolliert wird die Wasserqualität der Münchner Badeseen von Mitarbei-
terinnen und Mitarbeitern des Sachgebiets Umwelthygiene des Referats
für Gesundheit und Umwelt. Badegäste sollen so rechtzeitig vor Infekti-
onsrisiken gewarnt werden. Das Wasser sowie das direkte Umfeld der
genannten sieben Seen werden von Mitte Mai bis Mitte September in 14-
tägigen Abständen von Experten untersucht. Zudem werden an ausge-
wählten Stellen mindestens alle vier Wochen weitere Wasserproben ent-
nommen; sie werden dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit für eine zusätzliche mikrobiologische Untersuchung zur Verfügung
gestellt.
Um die einwandfreie Wasserqualität an den Münchner Badeseen weiter-
hin zu gewährleisten, bittet das Referat für Gesundheit und Umwelt alle
Bürgerinnen und Bürger, keine Essensreste auf den Liegewiesen zu hin-
terlassen und das bestehende Verbot, Wasservögel zu füttern und Hunde
auf den Liegewiesen frei laufen zu lassen, zu beachten. Die aktuellen Test-
ergebnisse der Münchner Badeseen können über eine Hotline telefonisch
unter 2 33-4 78 57 erfragt werden und sind in Kürze im Internet unter
www.muenchen.de/badeseen zu finden.
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Volkshochschule beteiligt sich an Festwoche „50 Jahre Hasenbergl“

(23.6.2010) Die Münchner Volkshochschule, Stadtbereich Nord, beteiligt
sich an der Jubiläumswoche zum 50-jährigen Bestehen des Hasenbergls.
Neben einem Schnuppertag mit Gesundheitskursen werden zwei Führun-
gen durch das Stadtviertel angeboten.
Gesundheit aktiv

Am Donnerstag, 1. Juli, können von 15 bis 21 Uhr im AWO-Dorf Stösser-
straße 14 verschiedene Gesundheitsangebote der Volkshochschule ko-
stenlos ausprobiert werden:
15 bis 16 Uhr: Pilates
16 bis 17 Uhr: Yoga
17 bis 18 Uhr: Bodystyling
18 bis 19 Uhr: Wirbelsäulengymnastik
19 bis 20 Uhr: Bauch-Beine-Po-Training
20 bis 21 Uhr: Taekwondo
Stadtteilspaziergang Hasenbergl

Die Führung am Freitag, 2. Juli, von 17 bis 19 Uhr zeigt, wie sich das Ha-
senbergl in den vergangenen Jahren verändert hat: Die Wohnbebauung
wurde verdichtet, neue Plätze und bessere Einkaufsmöglichkeiten wurden
ebenso geschaffen wie soziale Treffpunkte und Beschäftigungsinitiativen
für Jugendliche. Die Führung ist gebührenfrei. Treffpunkt ist am U-Bahnhof
Dülferstraße, Ausgang Dülferstraße. Anmeldung unter Telefon 318 115 318.
Radltour durch den Stadtbezirk Feldmoching-Hasenbergl

Die Tour am Samstag, 3. Juli, von 14 bis 17 Uhr führt durch die Stadtteile
Hasenbergl, Harthof, Feldmoching, Ludwigsfeld, Fasanerie, Eggarten und
Lerchenau und zeigt ihre Geschichte, ihre landschaftliche Schönheit und
aktuelle Entwicklungen. Die Radtour ist gebührenfrei. Treffpunkt ist am
U-Bahnhof Dülferstraße, Ausgang Dülferstraße. Anmeldung unter Telefon
318 115 318.

Programm-Highlights und Gespräche zum Filmfest München

(23.6.2010) Von 28. Juni bis zum 2. Juli, jeweils 9.30 Uhr, werden im Cine-
maxX am Isartorplatz Filmvorführungen mit anschließenden Gesprächen
veranstaltet – eine Kooperation des Filmfestes München mit der Münch-
ner Volkshochschule (MVHS). Im Rahmen des 28. Filmfestes München
werden an fünf Werktagen unter dem Motto „Begegnung Filmfest am Vor-
mittag“ deutsche wie internationale Filmproduktionen vorgestellt. Diese
Programmschiene bietet die Möglichkeit, kostengünstig Highlights des
Filmfestes München in entspannter Atmosphäre zu erleben  sowie im An-
schluss mit den Filmemachern ins Gespräch zu kommen.
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- Montag, 28. Juni: „Tehroun“, Iran, Frankreich 2009, 95 Minuten, Original
(Farsi) mit englischen Untertiteln, Regie: Nader T. Homayoun

- Dienstag, 29. Juni: „LSD: Love, Sex aur Dhoka“, Indien 2010, 103 Minu-
ten, Original (Hindi) mit englischen Untertiteln, Regie: Dibakar Banerjee

- Mittwoch, 30. Juni: „Swansong: Story of Occi Byrne“, Irland/Deutsch-
land 2009, 90 Minuten, Original (Englisch) mit deutschen Untertiteln,
Regie: Conor McDermottroe

- Donnerstag, 1. Juli: „Transit“, Deutschland 2010, 75 Minuten, Original
(Deutsch), Regie: Philipp Leinemann

- Freitag, 2. Juli: „Redland“, USA 2009, 104 Minuten, Original (Englisch)
ohne Untertitel, Regie: Asiel Norton

Karten gibt es für 5 Euro online unter www.filmfest-muenchen.de und am
Veranstaltungsort. Eine Kooperation der Münchner Volkshochschule mit
dem Filmfest München und dem Freundeskreis Filmfest München sowie
mit Unterstützung des Kulturfonds Bayern. Das ausführliche Programm
liegt in allen Anmeldestellen der MVHS aus. Siehe auch im Internet unter
www.mvhs.de,  Infotelefon: 4 80 06-6220.

Mehrsprachige Führung zu energetisch optimiertem

Mehrfamilienhaus

(23.6.2010) Eine mehrsprachige Führung zu einem energetisch optimier-
ten Mehrfamilienhaus am Westpark organisiert das Bauzentrum Mün-
chen in Kooperation mit der Münchner Volkshochschule Süd am Samstag,
26. Juni. Die Führung mit dem Titel „Schöner wohnen – ökologisch und
kostenbewusst“, die um 14 Uhr beginnt, wird bei Bedarf auf Englisch, Fran-
zösisch und Griechisch übersetzt.
Besichtigt wird ein Mehrfamilienhaus mit sechs Parteien nahe des West-
parks. Die Eigentümer haben ihre Immobilie modernisiert und so einen
energetisch hohen Standard erreicht. Die Gebäudehülle wurde optimiert
und gleichzeitig die Heiztechnik ausgetauscht. In dem Mehrfamilienhaus
werden jetzt regenerative Energiequellen genutzt. So konnten die Neben-
kosten deutlich reduziert werden, zugleich ist eine behagliche Atmosphäre
im Haus entstanden. Durch die optimale Kombination der zum Zeitpunkt
der Modernisierung verfügbaren Fördermittel konnten die Eigentümer ihren
Investitionsaufwand deutlich minimieren.
Die Teilnahme an der auf 20 Personen begrenzten Führung ist kostenlos.
Treffpunkt: Pollingerstraße 11 (U-Bahnstation U6 Holzapfelkreuth).

http://www.filmfest-muenchen.de
http://www.mvhs.de
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Sommerkonzert der Städtischen Sing- und Musikschule

(23.6.2010) Am Sonntag, 27. Juni, lädt die Städtische Sing- und Musikschu-
le zu ihrem Sommerkonzert in die Philharmonie am Gasteig ein. Solistin-
nen, Solisten, verschiedene Ensembles und Orchester sowie Chöre der
Städtischen Sing- und Musikschule unter Gesamtleitung von Hans Peter
Pairott stimmen das Publikum mit ihrem Programm auf die Sommerzeit
ein. Das Konzert beginnt um 18 Uhr, der Eintritt beträgt für Erwachsene
11 Euro, ermäßigt 8 Euro (inklusive Vorverkauf und Systemgebühr). Ein-
trittskarten sind erhältlich über München Ticket GmbH, Gasteig – Glas-
halle oder an allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen. Telefonische
Reservierung unter 54 81 81 81.

Kranzniederlegung auf dem Friedhof Neuhausen

(23.6.2010) Zum 100. Geburtstag des Dirigenten und Generalmusikdirek-
tors Fritz Rieger legt die Landeshauptstadt München am Montag, 28. Juni,
an seiner Grabstätte auf dem Friedhof Neuhausen, Grabstätte 5-1-2, einen
Kranz mit Stadtschleife nieder. Friedrich Edmund „Fritz“ Rieger wurde 1910
in Oberaltstadt in Böhmen geboren. Er studierte an der Prager Musikaka-
demie und war zwischen 1931 und 1938 Kapellmeister am Deutschen
Theater in Prag. Ab 1939 wurde Rieger musikalischer Leiter des National-
theaters von Außig, 1941 bis 1944 war Rieger Operndirektor am Staats-
theater Bremen. 1947 wurde Rieger musikalischer Leiter des National-
theater-Orchesters in Mannheim. Im Jahr 1949 übernahm er die Leitung
der Münchner Philharmoniker. Seine Zeit als Chefdirigent erstreckte sich
über 17 Jahre. Für seine Verdienste wurde Rieger 1966 von der Stadt Mün-
chen mit der Goldenen Ehrenmünze ausgezeichnet. Fritz Rieger starb am
30. September 1978 in Bonn.
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Mittwoch, 23. Juni 2010

„Urbanauten droht das Aus” – trotz städtischer Unterstützung?

Von woher kommen öffentliche Zuschüsse?

Anfrage Stadträte Richard Quaas, Georg Schlagbauer und Mario Schmid-
bauer (CSU) vom 27.4.2010

Antwort Baureferentin Rosemarie Hingerl:

Zu Ihrer Anfrage vom 27.04.2010 nimmt das Baureferat – Ingenieurbau wie
folgt Stellung:

In Ihrer Anfrage führen Sie aus, den Münchner Medien sei zu entnehmen,
dass den „Urbanauten das Aus droht”, wenn es in diesem Jahr keine Ge-
nehmigung für den sog. „Kulturstrand” an der Corneliusbrücke geben soll-
te und dass es jahrelange Anwohnerproteste gab, dass Alternativen
scheiterten und eine mangelnde städtische Unterstützung beklagt wird.

Der gemeinsame Bau- und Kreisverwaltungsausschuss hat am 11. Mai
2010 über den Antrag der Urbanauten entschieden. Zu den im Einzelnen
gestellten Fragen haben die betroffenen Referate folgende Stellungnahmen
abgegeben:

Frage 1:

Ist es richtig, wie von den Urbanauten behauptet, dass es eine mangelnde
städtische Unterstützung für die Aktionen dieser Organisation gegeben
hat, bzw. gibt?

Antwort Kreisverwaltungsreferat:

Das Kreisverwaltungsreferat ist als zuständige Sicherheits- und Genehmi-
gungsbehörde mit den Veranstaltungen der Urbanauten befasst gewesen.
Die Veranstaltung wurde jeweils durch die betroffenen Dienststellen – HA
I/32, Bezirksinspektion, für die gastronomische Erlaubnis und HA I/33, Ver-
anstaltungs- und Versammlungsbüro, für die Veranstaltungsanzeige – be-
arbeitet. Hier standen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im üblichen
Rahmen auch für Rückfragen und Auskünfte zur Verfügung. Eine „man-
gelnde Unterstützung” wurde diesbezüglich seitens der Veranstalter bis-
lang nicht geltend gemacht.
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Antwort Baureferat:

Das Baureferat hat als Grundstücks- und Bauwerkseigentümer des Isar-
balkons auf der Corneliusbrücke den „Kulturstrand” seit 2006 jährlich ge-
stattet. Die seitens des Baureferates am 05.05.2009 und am 11.05.2010
hierzu beantragten Stadtratsbeschlüsse lassen die Interpretation einer
mangelnden Unterstützung nicht zu.

Frage 2:

Welche finanzielle städtische Unterstützung haben die Urbanauten in den
letzten Jahren erhalten – bitte einzelne Summen – und welche Referate,
Bezirksausschüsse usw. waren im Einzelnen die Zuschussgeber?

Antwort Direktorium:

Die Urbanauten erhalten von den Bezirksausschüssen 2, 6 und 18 für das
Projekt „Isarlust – Temporäre Fußgängerbrücke” vom 17.07. - 24.07.2010
insgesamt 10.000 Euro.
Des Weiteren gewährte der Bezirksausschuss 12 für die Veranstaltung
„Altschwabing 2.0” vom 23.01. - 31.01.2010 eine Zuwendung in Höhe von
4.500 Euro.

Antwort Kulturreferat:

A. Freie Kunst im öffentlichen Raum:

Die „Urbanauten” wurden in der Vergangenheit zweimal mit den finanziel-
len Mitteln der Freien Kunst im öffentlichen Raum gefördert. Der Förderung
lag jeweils zunächst ein öffentlich ausgeschriebener Wettbewerb mit an-
schließender Empfehlung (der hierfür vom Stadtrat eingesetzten Jury
„Musik im öffentlichen Raum”) an den Stadtrat/ Kulturausschuss zugrun-
de.

1. Ortstermine – Musik im öffentlichen Raum
Insgesamt wurden sechs Projekte 2006 realisiert
Titel: urban express 1.0
Fördersumme: 24.600 Euro
Kulturausschuss: 18.05.2006

2. „Musik sehen, Kunst hören”
Insgesamt wurden fünf Projekte 2008 realisiert
Titel: urban express 2.0
Fördersumme: 32.900 Euro
Kulturausschuss: 13.12.2007
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B. Theater-/Tanzfördermodell:

Die „Urbanauten erhielten 2009 auf Empfehlung der vom Stadtrat hierfür
eingesetzten „Theater-Jury” im Jahr 2009 eine Einzelprojektförderung.
Titel: „Flash.mob.münchen”
Fördersumme: 34.600 Euro
Kulturausschuss: 12.03.2009

C. Stadtteilkulturförderung:

Den „Urbanauten” ist für das geplante Kunst- und Stadtteilprojekt “Isar-
lust 2010” auf der Braunauer Brücke, das in Zusammenarbeit mit den Be-
zirksausschüssen 2, 6 und 18 veranstaltet wird, eine Einzelprojektförde-
rung vertraglich zugesagt:
Titel: „Isarlust”
Fördersumme: 4.000 Euro

Frage 3:

Gab es weitere städtische Dienstleistungen für die Urbanauten?

Antwort:

Weitere städtische Dienstleistungen sind den beteiligten Fachdienststellen
nicht bekannt.

Frage 4:

In welcher Rechtsform wurde der sog. „Kulturstrand” an der Cornelius-
brücke von den Urbanauten in den letzten Jahren betrieben?

Antwort Kreisverwaltungsreferat:

Durch das Kreisverwaltungsreferat wurden für den Kulturstrand der letz-
ten Jahre jeweils zwei Bescheide erteilt. Einer an einen Münchner Gastro-
nomiebetrieb in der Rechtsform einer GmbH, der eine gaststättenrechtli-
che Erlaubnis für den Zeitraum der Veranstaltung erhalten hat, zum Ande-
ren für das Veranstaltungsprogramm mit Auflagen zum Lärmschutz etc.
an die Urbanauten selbst, deren Rechtsform eine Gesellschaft bürgerli-
chen Rechts (GbR) ist.
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Frage 5:

Gab es für das Betreiben eines Stadtstrandes an der Corneliusbrücke
oder an anderen Stellen der Stadt weitere Bewerber und wurde die Ver-
gabe offiziell ausgeschrieben?

Antwort:

Den beteiligten Fachdienststellen sind keine weiteren Bewerber bekannt.
Die Vergabe wurde nicht ausgeschrieben.
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Kontrolle von Bauvorgaben

Anfrage Stadtrat Thomas Hummel (Bayernpartei) vom 2.3.2010

Antwort Baureferentin Rosemarie Hingerl:

Der Herr Oberbürgermeister hat das Baureferat gebeten, Ihre Anfrage
vom 02. März 2010 zu beantworten. Wir bitten die verspätete Antwort zu
entschuldigen.

Anlässlich des Einsturzes des Kölner Stadtarchives, der nach Pressebe-
richten durch den Diebstahl von Baumaterial mitverursacht worden sein
soll, haben Sie nachgefragt, ob auch in München beim Bau öffentlicher Ge-
bäude oder Infrastruktur derartige Vorkommnisse bekannt geworden sind
und welche Maßnahmen dagegen ergriffen werden.

Zu Ihren Fragen nehmen wir wie folgt Stellung:

Frage 1:

In welchem Umfang wurden in der Vergangenheit Diebstähle von Material
auf Baustellen in kommunaler Trägerschaft festgestellt?

Antwort:

Für Baustellen in kommunaler Trägerschaft wird grundsätzlich Teil B der
Verdingungsordnung für Bauleistungen „Allgemeine Vertragsbedingungen
für die Ausführung von Bauleistungen” als Vertragsbestandteil vereinbart.
§ 4 Nr. 5 dieser Regelung führt aus: „Der Auftragnehmer hat die von ihm
ausgeführten Leistungen und die ihm für die Ausführung übergebenen
Gegenstände bis zur Abnahme vor Beschädigung und Diebstahl zu schüt-
zen...”

Die Aufwendungen für die Wiederbeschaffung ggfs. entwendeten Materi-
als trifft somit bis zur Abnahme der Leistung allein die ausführenden Fir-
men. Aussagen zum Umfang derartiger Diebstähle sind daher seitens der
Landeshauptstadt München nicht möglich.

Frage 2:

Kontrolliert die Landeshauptstadt München mit eigenen Maßnahmen, ob
bautechnische Vorgaben bei öffentlichen Bauvorhaben auch wirklich einge-
halten werden? Wenn ja, wie sehen diese Maßnahmen im Einzelnen aus?
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Antwort:

Die für die Sicherstellung der Standsicherheit erforderlichen Vorgaben in
den Ausführungsplänen werden vom Tragwerksplaner gemäß dessen sta-
tischen Berechnungen festgelegt. Durch Prüfingenieure oder Prüfsachver-
ständige für Standsicherheit im Sinne der Prüfverordnung Bau wird eine
Prüfung und Freigabe dieser Berechnungen und Pläne, in der Regel durch
eine unabhängige Vergleichsberechnung, durchgeführt (Vieraugenprinzip).
Nach Übernahme etwaiger Prüfeintragungen in die Pläne erfolgt dann de-
ren Freigabe zur Bauausführung. Die Prüfingenieure oder Prüfsachverstän-
dige für Standsicherheit sind je nach Art des Bauvorhabens unmittelbar im
Auftrag des Baureferates (z.B. bei Brücken und Straßentunneln), im Auf-
trag des Referates für Stadtplanung und Bauordnung – Lokalbaukommis-
sion (bei Hochbauten) oder im Auftrag der Regierung von Oberbayern als
Technische Aufsichtsbehörde (im U-Bahn-Bau) tätig.

Für die ordnungsgemäße Bauausführung gemäß den geprüften und freige-
gebenen Plänen sind zunächst die ausführenden Auftragnehmer verant-
wortlich, die hierfür die nach den einschlägigen Fachnormen geforderte
Eigenüberwachung durchzuführen, nur Personal mit der erforderlichen
Qualifikation einzusetzen und eine firmeninterne Qualitätssicherung zu
gewährleisten haben.

Bei Baumaßnahmen der Landeshauptstadt München wird jedoch darüber
hinaus die Übereinstimmung der Ausführung mit den Ausführungsplänen
durch eine fachkundige Objektüberwachung überprüft, die durch im Auf-
trag der Landeshauptstadt München tätige Ingenieur- und Architekturbü-
ros oder durch eigenes städtisches Personal wahrgenommen wird. Ist die
Objektüberwachung (im Bereich des Hochbaus) einem Architekturbüro
übertragen, wird eine Abnahme statisch relevanter Bauteile (z.B. Beweh-
rung) zusätzlich durch den Tragwerksplaner vorgenommen. Die entspre-
chenden Abnahmen werden durch Protokolle dokumentiert. Für Bauteile,
die im Zuge des weiteren Baufortschrittes einer Kontrolle entzogen wer-
den (z.B. durch Überschüttung, Einbetonieren, Anbringen von Verkleidun-
gen), erfolgen begleitend zur Bauausführung technische Teilabnahmen.

Sofern die Prüfung der Übereinstimmung der Bauausführung mit der Pla-
nung nur mit speziellen Verfahren oder Geräten erfolgen kann, bei denen
die Anwendung und die Beurteilung der Ergebnisse eine besondere Sach-
kunde erfordert, wie z.B. Durchstrahlung, Ultraschalluntersuchung, Labor-
untersuchungen an Materialproben, werden entsprechende unabhängige
Fachinstitute mit diesen Prüfungen beauftragt.
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Darüber hinaus führen zusätzlich die Prüfingenieure oder Prüfsachverstän-
dige für Standsicherheit im Sinne der Prüfverordnung Bau bei für die
Standsicherheit relevanten Bauteilen stichprobenartige Kontrollen der
Übereinstimmung der Ausführung mit den geprüften Plänen durch.

Nach Erfordernis werden ferner baubegleitend auch sachverständige Bera-
ter, z.B. für Fragen der Bodenmechanik und Grundbautechnik oder der Be-
tontechnologie, beigezogen.

Sie haben in Ihrer Anfrage auf den Einsturz des Stadtarchives in Köln Be-
zug genommen. Nach Presseberichten soll dort die mit der Bauausführung
beauftragte Firmengruppe zugleich auch mit der Bauüberwachung betraut
gewesen sein. Im Bereich städtischer Maßnahmen findet demgegenüber,
wie Sie den Ausführungen entnehmen können, eine unabhängige Objekt-
überwachung statt.
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Rechtssicherheit im SGB II – werden Betroffene gezielt

„ausgesteuert”?

Anfrage Stadträtin Dagmar Henn (Die Linke) vom 22.4.2010

Antwort Sozialreferent Friedrich Graffe:

Das Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II) umfasst nach dem Grund-
satz des Förderns und Forderns Leistungen zur Grundsicherung für Ar-
beitssuchende. Gemäß § 2 SGB II müssen die erwerbsfähigen Hilfebe-
dürftigen und die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Perso-
nen alle Möglichkeiten zur Beendigung oder Verringerung ihrer Hilfebedürf-
tigkeit ausschöpfen und aktiv an allen Maßnahmen zur Eingliederung in
Arbeit mitwirken.
Im Rahmen der Förderungsleistungen nach dem SGB II wurde auch die
Möglichkeit für Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II geschaffen, mit
der Menschen, die lange arbeitslos oder aus verschiedenen Gründen
schwer vermittelbar sind, ein zusätzliches Angebot zur Annäherung an
bzw. zur Eingliederung in den Arbeitsmarkt erhalten.
Bei fehlender Mitwirkung oder bei Verletzung festgelegter Pflichten sieht
der Gesetzgeber gemäß § 31 SGB II vor, dieses Verhalten mit Sanktionen
zu belegen.

In Ihrer Anfrage nehmen Sie Bezug auf einen Ihnen bekannt gewordenen
Fall, in dem mehrere Sanktionen erfolgten, obwohl es sich beim Anlass
der ersten Sanktion um die Ablehnung eines Ein-Euro-Jobs handelte und
der Widerspruch, den der Betroffene gegen diese Sanktion eingelegt hatte,
noch nicht behandelt war.

Zu Ihrer Anfrage vom 22.04.2010 nimmt das Sozialreferat im Auftrag des
Herrn Oberbürgermeisters im Einzelnen wie folgt Stellung:

Frage 1:

Wie wird üblicherweise in Fällen verfahren, wenn Betroffene Ein-Euro-Jobs
ablehnen und gegen anschließende Sanktionen Widerspruch einlegen?

Antwort:

Im Fall der Sanktionierung mit anschließendem Widerspruch wird die Ent-
scheidung nochmals überprüft. Je nach Ergebnis der Sachverhaltsprüfung
wird ein Widerspruchsbescheid erlassen oder dem Widerspruch wird ab-
geholfen.
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Frage 2:

Welchem Zweck dient es, Betroffenen, die einen Ein-Euro-Job abgelehnt
haben, anschließend weitere Ein-Euro-Jobs zuzuweisen?

Antwort:

Grundsätzlich haben die Leistungsberechtigten alle Möglichkeiten auszu-
schöpfen, durch die sie die Hilfebedürftigkeit beenden oder vermindern
können. Vorrangig ist hier eine Wiedereingliederung in das Arbeitsleben.
Einer bzw. einem erwerbsfähigen Hilfebedürftigen ist daher
unter den Vorgaben von § 10 SGB II grundsätzlich jede Arbeit zuzumuten.
Für Leistungsberechtigte, die selbstständig keine Arbeit finden können,
sollen Arbeitsgelegenheiten geschaffen werden. Werden solche Gelegen-
heiten für im öffentlichen Interesse liegende, zusätzliche Arbeiten geför-
dert, ist den Leistungsberechtigten zuzüglich zum Arbeitslosengeld II eine
angemessene Entschädigung für Mehraufwendungen zu zahlen (§ 16d
SGB II).
Diese Arbeitsgelegenheiten nach § 16d SGB II (Ein-Euro-Jobs) stellen ih-
rem Charakter nach Förderungsleistungen zur Erhaltung, Verbesserung
oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit der/des Hilfebedürftigen dar,
was für eine Wiedereingliederung in das Arbeitsleben Voraussetzung ist.
Stehen bei einer Kundin/einem Kunden grundsätzlich keine Tatsachen einer
Aufnahme eines Ein-Euro-Jobs entgegen, gehen wir davon aus, dass die
Ablehnung nur in der Gestaltung des ausgewählten Angebotes liegen
kann. Hier kann es vorkommen, dass Neigungen oder Qualifikationen im
Vorfeld nicht ausreichend kommuniziert wurden. Aus diesem Grund ist es
sinnvoll, nach Klärung der Hinderungsgründe ein neues Angebot zu unter-
breiten, um das Ziel der Wiedereingliederung zu erreichen.

Frage 3:

Wird die Verhängung von aufeinander aufbauenden Sanktionen fachlich
überprüft oder handelt der/die Sachbearbeiter/in hier autonom? Falls über-
prüft wird, wie kann es dann geschehen, dass die Sanktionshöhe in der
Rechtsfolgenbelehrung und die Sanktionshöhe im Sanktionsbescheid nicht
miteinander übereinstimmen?

Antwort:

Bei Sanktionen ab 31 % der Regelleistung liegt die Zuständigkeit der Prü-
fung, ob und ggf. welche Sanktionstatbestände vorliegen sowie die Erstel-
lung der Sanktionsverfügung und des Sanktionsbescheides bei der Sach-
bearbeiterin/dem Sachbearbeiter. Eine Prüfung der Rechtmäßigkeit des
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Bescheides sowie die Unterschrift erfolgen hier durch die Teilregions-
leiterin/den Teilregionsleiter.

Unterschiede in den Sanktionshöhen zwischen Rechtsfolgenbelehrung und
Sanktionsbescheid sollten nicht vorkommen. Allerdings ist es bei dem be-
sonderen Arbeitsdruck, dem die Sachbearbeiterinnen und Sachbearbeiter
der ARGE unterliegen, nicht ausgeschlossen, dass
in bedauerlichen Einzelfällen eine solche Diskrepanz übersehen wird.
Rechtsverbindlich ist die Sanktionshöhe im Bescheid.

Frage 4:

Wann kann eine zweite Sanktion auf eine erste folgen? Unmittelbar auf
den zweiten Sanktionsanlass oder doch eher erst, sobald die erste tat-
sächlich in Kraft getreten ist?

Antwort:

Eine wiederholte Pflichtverletzung liegt nur vor, wenn ein vorangegangener
Sanktionstatbestand bereits zu einer Minderung des Anspruchs geführt
hat, d.h. der Kundin oder dem Kunden der Sanktionsbescheid bekannt ge-
geben wurde.

Es ist daher sinnvoll mit dem Erlass des Sanktionsbescheides für die wie-
derholte Pflichtverletzung zu warten, bis der Sanktionsbescheid für die
erste Pflichtverletzung der Leistungsberechtigten/dem Leistungsberechtig-
ten zugestellt und damit bekannt gegeben wurde.

Grundsätzlich können jedoch innerhalb eines Monats auch mehrere Sank-
tionstatbestände eintreten. Jede Pflichtverletzung löst eine Sanktion aus.
Die jeweiligen dreimonatigen Sanktionszeiträume laufen kalendermäßig ab
und können sich dadurch aneinander anschließen oder auch (teilweise)
überschneiden.

Frage 5:

Wenn die ARGE eine einstweilige Anordnung erhält, die sie zur Zahlung
verpflichtet, innerhalb welchen Zeitraums erfolgt dann diese Zahlung?

Antwort:

In der Regel wird die Zahlung schnellstmöglich vorgenommen.
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Frage 6:

In wie vielen Fällen wurden bereits solche „Kettensanktionen” verhängt?
Wie oft kam es durch solche „Kettensanktionen” zur vollständigen Ein-
stellung der Leistungen? Wie oft kam es zu einstweiligen Anordnungen,
die diese „Kettensanktionen” aufhoben?

Antwort:

Diese Daten werden nicht erhoben.
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Dr. Georg Kronawitter               Dr. Manuela Olhausen

MITGLIEDER DES STADTRATS DER LANDESHAUPTSTADT MÜNCHEN

Herrn 
Oberbürgermeister
Christian Ude
Rathaus-Marienplatz
80331 München

Antrag
23.06.10

München setzt auf den Einsatz mobiler Geschwindigkeitsanzeiger

Der Stadtrat möge beschließen:

Der Stadtrat spricht sich für den Einsatz von mobilen Geschwindigkeitsanzeigern
an neuralgischen Stellen im Stadtgebiet aus. Dem Stadtrat wird hierzu ein Umset-
zungs-  und  Finanzierungskonzept  vorgelegt,  das  folgende  Komponenten  auf-
weist:

- Darstellung  der  Praxis-Erfahrungen  ausgewählter  Gemeinden  (z.B.  Herr-
sching a.A.) und Städte (z.B. Neumarkt /1/), die mit Erfolg derartige Systeme
schon einsetzen,

- Rahmenbedingungen für  deren Einsatz im städtischen Straßennetz (z.B.  in
Tempo-30-Zonen vor Kindergärten, Schulen, Sportplätzen etc.)  inklusive  ei-
nes Auswertekonzeptes �Vorher � Nachher�,

- Ermächtigung der Bezirksausschüsse, im Benehmen mit Kreisverwaltungsre-
ferat, Baureferat und Polizei den konkreten Einsatzort zu bestimmen,

- Ermächtigung der Bezirksausschüsse, ein derartiges Gerät für den Einsatz in
ihrem Stadtbezirk aus dem BA-Budget zu bezuschussen,

- Finanzierung auch über gezieltes Sponsoring durch Dritte (Bürger, Vereine,
Elternbeiräte, Firmen), 

Begründung:

Wer kennt nicht die regelmäßigen Klagen von Bürgern, Elternbeiräten und Schullei-
tungen,  dass in  �ihrer�  Straße �gerast�  werde.  Jährlich  erfordern  derartige  Klagen
münchenweit  sicherlich  hunderte  von  Arbeitsstunden  von  Bezirksausschüssen,
Stadtverwaltung und Polizei,  da diese Klagen häufig der Anlass für mehrmonatige
Messkampagnen sind. Deren Ergebnis wird wiederum von den Beschwerdeführern
regelmäßig angezweifelt, wenn es nicht ihrer Wahrnehmung entspricht.

Schon vor Jahren haben sich daher einzelne BAs schlau gemacht und festgestellt,
dass der Markt  für mobile  Geschwindigkeitsanzeiger �  wie  sie  in  ihrer  stationären
Form an  den  Ortseingängen der  Umlandgemeinden  immer  mehr  wurden  �  inter-
essante Produkte liefert: Robuste Geräte, die mit oder ohne Geschwindigkeitsanzei-
ge arbeiten können und dabei nicht nur die Geschwindigkeit messen, sondern auch
gleich noch eine Daten-Archivierung bieten, wobei zwischen LKWs und PKWs unter-
schieden wird.

CSU-Stadtratsfraktion,
Rathaus, Marienplatz 8; 80331 München; Tel.: 233 92650; Fax: 29 13 765; email:c      su-fraktion@muenchen.de  



Die gesammelten Daten können bequem im PC weiterverarbeitet werden. Erfreulich
war für die BAs die Erkenntnis, dass derartige Geräte schon ab ca. 2.000 Euro ange-
boten werden.

Leider hat die Stadt den BAs seinerzeit sowohl die Beschaffung derartiger Geräte un-
tersagt wie auch darauf hingewiesen, dass deren Einsatz �nichts bringe�. Belege für
diese Aussage wurden natürlich nicht gebracht.

Nun scheint sich innerhalb der Stadtverwaltung ein Meinungsumschwung anzubah-
nen, wie von einzelnen BAs berichtet wird. Gleichzeitig mehren sich in Medien Be-
richte vom erfolgreichen Einsatz derartiger Geräte bei Gemeinden und Städten. Die
Gde. Herrsching setzt beispielsweise erfolgreich acht Geräte ein, deren Verwendung
vom Gemeinderat im Benehmen mit der Polizei festgelegt wird. Die Ergebnisse sind
positiv, d.h. diese Geräte bringen eine Absenkung des Geschwindigkeitsniveaus mit
sich, die Anzahl der Übertretungen sinkt deutlich.

Es macht daher Sinn, diese Aufgabe an die BAs in ähnlicher Form zu delegieren.

Dr. Georg Kronawitter, Stadtrat                                Dr. Manuela Olhausen, Stadträtin

Quellen:
/1/ http://www.news-aus-neumarkt.de/geschwindigkeitsmessgeraet-smiley/
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